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I m N aim e n d e e V o l k e s

Verkündet am ' In dem Rechtsstreit
30 Fehr° 1966

Reg0bSekretär
als Urkundsbe— Beklagte und Revisionsklägerin,
amter der Geschäfts— >
stelle
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Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 4„ Senat des Bundessozialaerichts aufnrund

'der mündlichen Verhandlung vom 30 Februar 1966

durch

SGnätépräsident P e n q u i t t

_ — Vorsitzender —,

Bundesriehter M e l l w i t z und

Bundesrichter Dro E c k e ,r
Bundessozialriehter Dr° U 0 r a d y und

z

n

Bundessozialrichter B e n e d y c u k

für Recht erkannt:

Die Urteile des Landessozialgeriehts Niedersachsen vom

21° Oktober 1965 und des Sozialgerichts Oldenburg vom

10„ Januar 1963 werden aufgehoben° Die Klage gegen
den Bescheid der Beklagten vom 150 Februar 1962 wird

abgewiesen°
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Die Beteiligten streiten darüber, wie der dem Versicher—

ten gewährte Vorschuß berechnet sein mußte‚'um nach Art°

6 @‚7 des Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neureggelungs—

gesetzes (FANG) als Mindestleistung für die Dauer garan—

tiert zu sein° '

Die Klägerin setzt als Witwe des verstorbenen Versicher—

ten das Verfahren fort (@ 1258 Abs° 1 der Reichsver—
sicherungsordnung —EVO —)0 ‘

Im Januar 1958 hatte der Versicherte das 65„ Lebensjahr

vollendet° Vom Beginn des Jahres 1958 an gestand ihm die

Beklagte das Altersruhegeld zu, erklärte aber, daß die

Rente sich noch nicht endgültig berechnen lasse und zu—
'nächst als Vorschuß angewiesen werde° Der Versicherte

hatte Versicherungezeiten sowohl in der knappschsft—

lichen Rentenversicherung als auch — zuletzt— in der

Arbeiterrentenversicherung, und zwar zum Teil bei einem

nicht mehr bestehenden deutschen und zum Teil nach 1945

in Schlesien bei einem polnischen Versicherungsträger

zurückgelegt° Die Arbeitsentgelte waren nicht vollständig

nachgewiesen° Die Beklagte ging davon aus, daß der

Rentenanspruch dem Fremdrenten— und Auslandsrentengesctz

(FredeG) vom 7„ August 1955 unterzuordnen sei„ Die zu
diesem Gesetz ergangenen und der Berechnung der Rente

zugrunde zu legenden Tabellenwerte waren jedoch bei der

Rentenbewilligung 1958 noch nicht dem Recht der Rentenw

versicherungsreform von 1957 angepaßtq Deshalb sah sich

die Beklagte - wie es in Arte 2 5 43 Abs„ 2 Satz 2 ArVNG
vorgesehen war — zu dem erwä nten Vorbehalt veranlaßto

Bei der Berechnung des Vorschusses beschritt die Beklagte
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einen d0ppelten Wege Den aus der Arbeiterrentenversiche—

rung zu erbringenden Leistungsantcil bestimmte sie nach den

Verschriften über die Umstellung von Altrenten durch Ver—

vielfältigung des Steigerungsbetrages mit dem maßgeblichen

Faktora Den knappschaftlichen Leistungsanteil ermittelte

sie nach der neuen Rentenformel° Aus der Additibn beider

Teile gewann sie den Betrag der — vorläufigen — Geyamtrenteo

Sie meinte, daß ihr dieses Verfahren durch Art„ 2 9 43 Abs° 1

Satz 2 ArVNG und Art„ 2 @ 28 Abs„ 1 Satz 2 des Knappschaits—
versicherungseNeuregelungsgesetzes (KnVNG) vorgeschrieben sei°

Die Festsetzung des Altersruhegeldes nahm die Beklagte end—

gültig in dem angefochtenen Bescheid vom 15° Februar 1962

vor° Dabei stützte sie sich auf die Richtlinien vom 18° Juli

1960 (BABl 8° 589), die der Bundesminister für Arbeit und

Sozialordnung zur Durchführung der Umstellu g von Fremdrenten

mit Anteilen aus der knappschaftlichen Rentcnversi herung den

Hentenversieherungsträgern zur einheitlichen Anw—ndung empfohlen

hatte, um die "Unklarheiten" zu beheben, die sich darüber er—

geben hatten, "wie die Rente nach Art° 2 € 28 Abs„ 1 i„V.‚m°
Art„ 2 5 24 KnVNG für Bezugszeiten zwischen dem 310 Dezember

1956 und dem 10 Januar 1959 umzustellen ist"° Dadurch wurde

im vorliegenden Fall der Versicherte schlechter gestellt° Der

Vorschuß hatte — abgestellt auf den Stichtag des 10 Januar

1959 — ohne Kinderzuschuß monatlich 336‚7o Dh betragen9 die den

Richtlinien entSprechende Rente machte jedoeh monatlich am
1° Januar 1959 nur 307,80 DM auso Von einer Rückforderung

des überhobenen Betrages von rund 1„2oo‚— DM sah die Beklagte

ab„ ;

Der Versicherte hat gegen die Verminderung seiner Bezüge Klage

erhoben und mit Rücksicht auf Art065 7 FANG die Weiterge—

währung der "Vorschuß»Rente" verlangt° Das Sozialgericht (SG)
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Oldenburg (Urteil vom 10° Januar 1963) und das Landes—

sozialgericht (LSG) Niedersachsen (Urteil vom 210 Oktober
1963) haben der Klage stattgegebeno Das Berufungsgericht

hat die Beklagte nicht für befugt gehalten, von
ihrer

früheren Berechnungsweise abzugehen und als besitzgeschützt

nur die "Richtlinien-Rente" und nicht die tatsächlich ge—

zahlte "Vorschuß—Rente" anzusehenä

.Das LSG hat die Revision zugelassen, Die Beklagte hat das

Rechtsmittel eingelegt und beantravt‚ die Urteile der Vor?

instanzen aufzuheben und die Klage abzuweisen° Sie meint,

sie sei berechtigt gewesen, den als Vorschuß gewährten Be—

trag nach‘ Maßgabe anderer einheitlich durchgeführter-

Methoden zu kürzen° Sie habe sich dazu genötigt gesehen,

weil sie sich inzwischen habe davon überzeugen müssen, daß

das von ihr ursprünglich angewandte Berechnungsverfahren

nicht gesetzesgemäß gewesen sei°

Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen°

Die Revision ist begründet°

Die Beklagte war befugt, den im Jahre 1958 bewilligten Vor—

schuß für die Zukunft auf den Betrag herabzusetzen, der sich

aus der Anwendung des Art° 2 © 28 Abs° 1 KnVNG i,V„mo den

bereits genannten Richtlinien des Bundesministers für Arbeit

und Sozialordnung ergab° Das Recht zu dieser Änderung war
der Bekl gten vorbehalten° Sie hatte die Leistung lediglich

in einem "vorläufigen Bescheid" als "Vorschuß" bewilligt°

Eine endgültige Rentenfeststcllung war für die Zukunft in

Aussicht gestellt° Außerdem hatte die Einschränkung der

Rentenzusage in Art, 2 © 28 Abs° 1 und 2 KnVNG eine Grund—

lage° Diese Vorschrift enthält zwei Vorbehalteo In Absatz 2

_ 5 _j
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Satz 2 ist angeordnet, daß die "nach Absatz 1" zu ge-

wührenden Renten solange als Vorschüsse zu gelten haben,

wie die Renten nicht nach den in Aussicht gestellten

Tabellenwerten "umgestellt“ werden konnten° Darüber hinaus

bringt Absatz 1 Satz 2 zum Ausdruck, daß die Renten Iber—

haupt nur zeitlich begrenzt-bis zur Neuordnung des Fremd—

rentenrechts zu berechnen waren°

Die Beklagte hat auch nicht gegen Art° 6 5 7 FANG ver—
stoßen° DieSe Vorschrift verbietet dem Versicherungstüger

nicht rundweg, wie das LSG meint, die Berufung auf die

Vorläufigkeit der früher hewilligten Bezüge°

Zu einer solchen Auslegung gibt schon der Wortlaut des

Gesetzes keinen Anlaß° Nach Art° 6 € 7 FANG soll die in

diesem Zusammenhang in Betracht kommende Rente "nicht

niedriger sein als die Leistung, die sich .°..
aufgrund des

Art„ 2 5 45 Abs. 1 des ArVNG °°°° oder des Art° 2 © 28 Abso_1

des KnVNG'„.„. ergibt”° Damit bezeichnet das Gesetz eine

bestimmte Leistungshöhe als maßgeblich, und zwar diej<nige‚

die aus den in Art° 6 @ 7 FANG erwähnten Gesetzesbestimmungen

zu ermitteln ist. Bei dieser Regelung ließ sich der Gesetz—

geber zwar von der Vorstellung der Besitzstandswahrung leiten

(Bundestagsdrucksache 1109/1959 S„ 50), doch knüpft die Ge—
setzesformulierung nicht unmittelbar an diesen Gedanken an9

sondern gibt eine eigene Richtschnur für das, was als Lei—

stungsminimum nicht unterschritten werden darf° Bei diesem

Maßstab ging der Gesetzgeber naturgemäß von der von ihm er—
warteten Rechtsgestaltung aus° Die Leistungsbewilligung‚ wie

sie die Beklagte in dem ur5prünglichen — vorläufigen —
Be—

scheid ausgesprochen hatte, entsprach aber nicht, wie noch

darzulegen sein wird, dieser vom Gesetzgeber vorausgesetzten

Rentenbemessung° Eine abweichende — bei der Schwierigkeit
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_-5 '—
und Undurchsichtigkeit der Materie durchaus begreifliche —
Handhabung wollte der Gesetzgeber indessen nicht von der
nachträglichen Korrekturmöglichkeit ausnehmen° Das ist nach

der dem Gesetz zugrunde liegenden Interesrenabwagung aus—

zuschließen, .

Stellt man nämlich Arto 6 @ 7 FANG —ungenau als Besitz—

standsklausel bezeichnet — den darin zitierten älteren

Rechtsäitzen (hier: Art° 2 € 43 ArVNG; Art° 2 © 28 KnVNG)

gegenüber, dann fällt auf, daß die jüngere Vorschrift die

älteren in ihren Zielrichtungen geradezu umkehrto wurde

doch zunächst den Rentenzusagen der Rechtscharakter des

‚Vorschusses verliehen, um einer künftigen Rechtssetzung

nicht nur nicht vorzugreifen, sondern um dieser die Mög—

lichkeit der Rückwirkungyoffenzuhalten° Dieser Regelung

hätte es vom Standpunkt der späteren Ges<tzesbestimmung

aus nicht bedurft, Diese verlieh nämlich den Vorschußrenten

einen bleibenden Wert, der ihnen vorher nicht zukam° Eine

solche überraschende Anordnung kann der Gesetzgeber von

seiner grundsätzlichen Einstellung her nur getroffen haben,

wenn er davon ausging, daß die Vorschüsse nach einem ein—
heitlichen Berechnungsmodus gewährt wurden, Es ist nicht

anzunehmen, daß durch Art, 6 @ 7 FANG auch solche An—

sprüche auf die Dauer legalisiert sein wsollen, für deren

Höhe kein von vornherein festgelegter gesetzlicher Maßstab

bestimmend gewesen war, Das Festhalten an unterschiedlichen

henteniestsctzungcn, und zwar je nachdem, ob dieser oder '

jener Renténversicherungstäger die Rente bewilligt hatte,

wäre angesichts der durch das äreng normierte Rentenver—

sicherungsrecht sonst vorgeschriebenen strikten Gleichmäßig—

keit in der Rechtsanwendung völlig ungewöhnlich und hätte

klar zum Ausdruck gebracht werden müssen() Art, 6 @ 7 FANG

garantiert nur denjenigen Rentenbestand, der in den hier zu
erörternden Art° 2 @ 43 Abs, 1 ArVNG oder @ 28 Abs° 1 KnVNG

_7_
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zutreffend begrindet waro Die Beklagte ist jedoch einen

anderen? nicht richtigen Weg gegangen, wie sie inzwischen

selbst erkannt hate

Die Zuständigkeit der Beklagten für die Umstellung der

Rente — einer Gesamtrente m’t Leistungsanteilen aus der

Arbeiterrentenversicherung und der knappsehsftliehen Renten—

versicherung — folgte aus @ 1311 Abs;1 RVO, Art„ 2 € 26

KnVNGi„Vom° @ 102 Reichsknappschaftsgesetz (RKG)° Denn der
letzte Beitrag war zur Arbeiterrentenversicherung entrichtet

und in der Knappschaitsversicherung war keine Versicherungs—

zeit von 60 Kalendermonaten zurückgelegt werden (@@ 45 Abs„ 1

Nr„ 19 49 Abs° 1 EKG)„

In Bezug auf das für die Leigtungsberechtigung anzuwendende

Recht verwies @ 1310 Abs„ 5 RVO auf die für jeden beteiligten

Versicherungszweig maßgebenden Vorschriften„ Daraus leitete

die Beklagte — soweit es den Leistungsanteil der Arbeiter—

rentenversicherung betraf — den Rückgriff auf Art„ 2 @ 43

ArVNG her° Das bedeutete, daß die Rente nach den bis zur
Rentenversicherungsreform geltenden Normen berechnet und nach

den ä5 31 ff„ des Art° 2 ArVNG umgestellt, im.wesentlichen also

der monatliche Steigerungsbetrag mit einem Tabellenwert ver—

vielfältigt wurde„ Der knappschaftliche.Leistungsanteil wurde

nach dem mit der Hentenversieherungsreform eingeführten neuen
Berechnungsverfehren ermittelt, weil in diesem Bereichleine

Umstellung nach Tabellenwerten vorgesehen war° Mit der Anwen—

dung des Art„ 2 5 43 Abs° 1 ArVNG ging die Beklagte jedoch
fehle Sie übersah, daß diese Gesetzesbestimmung nicht gilt‚

wenn neben der Arbeiterrentenversicherung auch die Knappschafts—

versicherung für die Rente aufzukommen hat und wegen aus—

ländischer Versicherungszeiten das FredeG anzuwenden war°
Denn dann war die Rentenumstellung gemäß % 28 Abs° 1 Satz 2

des Art„ 2 KnVNG nach den Vorschriften dieses Artikels für den

Rentenbeginn im Jahre 1956 VOIPzu1’lCe}unemo Das Nähere ordnete vor

allem Art° 2 5 23 Abs° 2 KnVHG an, nämlich daß bei Zuständig—

keit eines Trägers der Arbeiterrentenversicherung die Renten

- 8 _
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näch den Vorschriften dieser Vers10herungezweige über

die "Neufeststellung" von Renten umzustellen waren
(vgl„ auch Art° 2 @ 24 ds 4 KnVNG); m„aoW„: zur Berech—

nung der vorläufigen Rente waren sowohl für die Leistungs—

anteile der Knappsehaftsversieherung als auch für die

Anteile der Arbeiterrentenversieherung die neuen Formeln.

zu benutzen°

(

Nur ein in seinem Betrage nach dieser Methode ermittel—

ter Vorschuß verdient nach Art„ 6 © 7 FANG das Privileg

des Fortbestandes° Ein enderweit ermittelter Betrag fällt

nicht unter den Tatbestand dieses Rechtssatzes} Auf die

Beständigkeit der ursprünglichen hentenzusage konnte der

Leistungsempflnger sich nicht verlassen, weil diese nur

in Erwartung der bevorstehenden Rechtsetzung mit dem

Vorbehalt der künftigen Änderung gewährt werden war und

die Bindungswirkung des ursprünglichen Verwaltungs—

aktes begrenzt war durch den Inhalt des in ihm Ausge—

Sprechenen°

Mit dem späteren, hier angefochtenen Verwaltungsakt

h;t die Beklagte die Rente auf diejenige Höhe gebracht,

die mit Art„ 2 5 28 Abs„ 1 Satz 2 ArVNG vereinbar ist°

Dieser Bescheid ist rechtmäßig, die dagegen erhobene

Klage un..egründet° Die dies verkennenden Urteile der

Vorinstanzen sind aufzuheben°
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Die Kostenentacheidung beruht auf @ 195 Abs„ 1 und 4 des
Sozialgerichtsgesetzeso
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